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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 13 SB 271/19
Datum 16.06.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 12.
November 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin deren
notwendige auÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahren zur GÃ¤nze zu
erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die 1957 geborene KlÃ¤gerin wehrt sich gegen die Herabsetzung des bei ihr
ursprÃ¼nglich festgestellten Grades der Behinderung (GdB) von 50 auf nunmehr
20.

Mit Bescheid vom 20. April 2015 hatte der Beklagte bei der KlÃ¤gerin unter
Annahme einer HeilungsbewÃ¤hrungsdauer von 2 Jahren wegen einer
Gewebeneubildung der linken BrustdrÃ¼se einen GdB von 50 festgestellt.

Im April 2016 beantragte die KlÃ¤gerin die Heraufsetzung des GdB und Feststellung
der gesundheitlichen Voraussetzungen des Nachteilsausgleiches mit Merkzeichen G.
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Diesen Antrag beschied der Beklagte mit Bescheid vom 2. Juni 2016. Der Bescheid
enthielt folgenden Tenor: "Der Grad der Behinderung (GdB) betrÃ¤gt weiterhin 50.
Ihr Antrag auf Feststellung eines hÃ¶heren Grades der Behinderung (GdB) wird
abgelehnt. Ihr Antrag auf Feststellung des Merkzeichens G "erhebliche
Gehbehinderung" wird abgelehnt.".

Im Februar 2017 nahm der Beklagte den Ablauf der ursprÃ¼nglich angenommenen
HeilungsbewÃ¤hrungsdauer zum Anlass fÃ¼r die Einleitung eines
NachprÃ¼fungsverfahrens. Nach Beiziehung von Befundunterlagen und Beteiligung
seines Ã¤rztlichen Dienstes sowie AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin erlieÃ� der Beklagte mit
Datum vom 8. September 2017 einen Neufeststellungsbescheid mit dem Tenor: "Ein
GdB von wenigstens 20 wird nicht mehr erreicht, somit entfÃ¤llt der
Feststellungsanspruch. Diese Entscheidung ist wirksam ab Bekanntgabe dieses
Bescheides. Der Bescheid vom 20. April 2015 wird entsprechend aufgehoben."

Auf den hiergegen eingelegten Widerspruch der KlÃ¤gerin stellte der Beklagte
weitere Ermittlungen an, in deren Ergebnis er nunmehr von einem GdB 20 ausging.
Hierzu hÃ¶rte er die KlÃ¤gerin an und erlieÃ� sodann mit Datum vom 1. Oktober
2018 einen Widerspruchsbescheid, dessen Eingangsteil wÃ¶rtlich lautete: "Auf Ihren
Widerspruch gegen den Bescheid vom 8. September 2017 ergeht mit Wirkung ab 8.
September 2017 folgende Entscheidung: Der GdB betrÃ¤gt 20. Der
Ausgangsbescheid vom 8. September 2017 wird insoweit aufgehoben. Sie gehÃ¶ren
zum Personenkreis der Menschen mit Behinderungen. Ein
Schwerbehindertenausweis steht Ihnen nicht zu. Der Widerspruch ist im Ã�brigen
zurÃ¼ckzuweisen. Die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendigen
Aufwendungen im Vorverfahren sind Ihnen zu einem FÃ¼nftel zu erstatten." Hierzu
stellte der Beklagte folgende FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen fest und ging dabei
verwaltungsintern von dem aus dem jeweiligen Zusatz ersichtlichen Einzel-GdB aus:

â�� Psychische Minderbelastbarkeit (20), â�� FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule
(20), â�� Asthma bronchiale (10), â�� LungenfunktionseinschrÃ¤nkungen (10)
sowie â�� Teilverlust der linken Brust (10).

Mit der am 15. Oktober 2018 erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin die Aufhebung der
Herabsetzungsentscheidung begehrt und hierzu im Wesentlichen vorgebracht, der
Beklagte habe die bei der KlÃ¤gerin bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen nicht
zutreffend bewertet. Mit Urteil vom 12. November 2019 hat das Sozialgericht den
Neufeststellungsbescheid vom 8. September 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 1. Oktober 2018 aufgehoben und dem Beklagten die
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin auferlegt. Zur BegrÃ¼ndung
hat es ausgefÃ¼hrt, die Anfechtungsklage sei zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet,
wobei eine PrÃ¼fung und Beurteilung der gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse der
KlÃ¤gerin habe unterbleiben kÃ¶nnen, da der streitgegenstÃ¤ndliche
Neufeststellungsbescheid nur hÃ¤tte ergehen dÃ¼rfen, wenn in ihm zugleich auch
der Bescheid des Beklagten vom 2. Juni 2016 Ã¼ber die Feststellung des GdB von
50 aufgehoben worden wÃ¤re. Daher lÃ¤gen die Voraussetzungen einer
Aufhebungsentscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Sozialgesetzbuch / Zehntes Buch
(SGB X) nicht vor. Wegen der Einzelheiten wird auf das Urteil Bezug genommen, das
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dem Beklagten am 2. Dezember 2019 zugestellt worden ist.

Mit der am 13. Dezember 2019 eingelegten Berufung ist der Beklagte dem Urteil
des Sozialgerichts entgegengetreten. Er ist der Ansicht, sein Bescheid vom 2. Juni
2016 enthalte keine eigenstÃ¤ndige Regelung Ã¼ber die Feststellung eines GdB
von 50 und hÃ¤tte daher auch im Rahmen eines Neufeststellungsverfahrens nach 
Â§ 48 Abs. 1 SGB X nicht aufgehoben werden mÃ¼ssen. Er beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 12. November 2019 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten auf den gesamten Inhalt der Streitakte und des
beigezogenen Verwaltungsvorganges des Beklagten Bezug genommen. Er hat
vorgelegen und ist Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Ã�ber die zulÃ¤ssige Berufung konnte der Senat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
und in der Besetzung durch den Berichterstatter anstelle des gesamten Senates
entscheiden, weil sich die Beteiligten mit einer derartigen Verfahrensweise
einverstanden erklÃ¤rt haben, Â§Â§ 153 Abs. 1 i. V. m. Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) sowie Â§ 155 Abs. 3 und 4 SGG. Zwar haben einige
Senate des Bundessozialgericht (BSG) in Bezug auf Angelegenheiten von
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung die Ansicht vertreten, eine AusÃ¼bung des dem
Gericht zustehenden Ermessens in Richtung einer Entscheidung durch den
Berichterstatter sei fehlerhaft (vgl. Nachweise in Urteil vom 12. Dezember 2018, B6
KA 50/17 R Rdnr. 18f., juris), doch liegt die Sache hier insoweit anders, als beim BSG
bereits mehrere Revisionsverfahren zur KlÃ¤rung der hier streitentscheidenden
Rechtsfrage anhÃ¤ngig sind und die Entscheidung auch der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des 13. Senats des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg
entspricht.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 8. September 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 1. Oktober 2018 â�� wenn auch nur im Ergebnis â��
zu Recht aufgehoben, denn er ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren
Rechten.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den Absenkungsbescheid ist Â§ 48 Abs. 1, Satz 1 SGB X.
Danach ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei
dem Erlass des Verwaltungsaktes vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung
eintritt. Bei dem ursprÃ¼nglichen Bescheid vom 20. April 2015 handelt es sich um
einen Verwaltungsakt mit Dauerwirkung. Ob im Sinne der genannten Vorschrift in
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den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass des Verwaltungsaktes
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist, bedarf hier jedoch
keiner PrÃ¼fung, denn entgegen Â§ 48 Abs. 1, Satz 1 SGB X wurde der
Festsetzungsbescheid vom 20. April 2015 nicht mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft
aufgehoben. Zwar sollte nach dem VerfÃ¼gungsteil des Bescheides vom 8.
September 2017 die Aufhebungswirkung mit Bekanntgabe des Bescheides und
damit fÃ¼r die Zukunft eintreten, was zur Folge gehabt hÃ¤tte, dass die KlÃ¤gerin
zwischen dem Datum des Bescheides (8. September 2017) und dem Zeitpunkt der
Bekanntgabe im Sinne von Â§ 37 SGB X noch Ã¼ber die Feststellung eines GdB von
50 verfÃ¼gt hÃ¤tte. Diese â�� im Grundsatz mit Â§ 48 Abs. 1, Satz 1SGB X
vereinbare â�� Situation hat durch die Bescheidung des Widerspruches eine
maÃ�gebliche VerÃ¤nderung insoweit erfahren, als danach bei der KlÃ¤gerin mit
Wirkung ab dem 8. September 2017 ein GdB von nur noch 20 festgestellt und der
Ausgangsbescheid vom 8. September 2017 entsprechend aufgehoben wurde. Mit
dieser Regelung vom 1. Oktober 2018 wurde mithin der ursprÃ¼nglich festgestellte
GdB von 50 nunmehr auch fÃ¼r einen in der Vergangenheit liegenden Zeitraum
aufgehoben. Diese Entscheidung kann sich nicht auf Â§ 48 SGB X stÃ¼tzen, denn
die Voraussetzungen fÃ¼r eine rÃ¼ckwirkende Ã�nderung des Â§ 48 Abs. 1 Satz 2
SGB X liegen hier offenkundig nicht vor.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Senats fÃ¼hrt dies zur Aufhebung der
Absenkungsentscheidung in GÃ¤nze. Eine Aufhebung nur fÃ¼r die Zeit vor
Bekanntgabe des Bescheides vom 8. September 2017 kommt hingegen nicht in
Betracht, denn die teilweise Aufhebung eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes
setzt naturgemÃ¤Ã� dessen Teilbarkeit voraus. Ein Bescheid, mit dem eine
begÃ¼nstigende Feststellung im Schwerbehindertenverfahren ganz oder teilweise
aufgehoben wird, ist jedoch nicht derart in zeitlicher Hinsicht teilbar, dass einer
rechtswidrig frÃ¼h einsetzenden Wirkung durch Aufhebung des Bescheides nur
fÃ¼r einen Teilzeitraum Rechnung getragen und der Bescheid im Ã�brigen
aufrechterhalten werden kÃ¶nnte. Bei einem Entziehungsbescheid, der eine
gÃ¼nstige Feststellung in einem Dauerverwaltungsakt Ã¤ndert, handelt es sich
seinerseits nÃ¤mlich nicht um einen Dauerverwaltungsakt (so auch BSG, Urteil vom
29. April 2015, B 14 AS 10/14 R, juris). Seine Wirkung beschrÃ¤nkt sich darauf, den
aufzuhebenden Dauerverwaltungsakt zu dem von der BehÃ¶rde bestimmten
Zeitpunkt ganz oder teilweise aufzuheben. FÃ¼r nachfolgende ZeitrÃ¤ume enthÃ¤lt
er selbst hingegen keine Regelung. MaÃ�geblich ist insoweit allein der
ursprÃ¼ngliche Dauerverwaltungsakt in der Fassung, die er durch den
Absenkungsbescheid erhalten hat. Diese zeitlich punktuelle Wirkung eines
Aufhebungsbescheides fÃ¼hrt dazu, dass eine Regelung, welche die Wirksamkeit
der Aufhebung erst spÃ¤ter eintreten lÃ¤sst, kein Minus gegenÃ¼ber der
ursprÃ¼nglichen Regelung darstellt, sondern ein so genanntes Aliud.
Dementsprechend ist ein Aufhebungsbescheid im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 Satz 1
SGB X nur hinsichtlich des Umfanges der Aufhebung in sachlicher Hinsicht (also der
HÃ¶he des GdB), nicht aber in zeitlicher Hinsicht teilbar.

Soweit hingegen das Sozialgericht seine Entscheidung darauf gestÃ¼tzt hat, dass
der Beklagte nicht auch seinen Bescheid vom 2. Juni 2015 aufgehoben habe, geht
dies fehl. Zum einen fehlt es bereits an einer Darlegung, inwieweit in materieller
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Hinsicht die Aufhebung nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X davon abhÃ¤ngig sein
sollte, dass mit ihr sÃ¤mtliche vorangegangenen Feststellungen aufgehoben
werden sollten, soweit sie der nunmehrigen Feststellung entgegenstehen. Das vom
Sozialgericht angesprochene Problem stellt sich vielmehr im Hinblick auf das
Bestimmtheitserfordernis aus Â§ 33 Abs. 1 SGB X. Ihm kÃ¶nnte es widersprechen,
wenn mit der Aufhebungsentscheidung nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
ausdrÃ¼cklich lediglich ein Feststellungsbescheid aufgehoben wÃ¼rde, dem
zeitlich nachfolgend jedoch ein weiterer Feststellungsbescheid ergangen ist, der
inhaltlich mit dem Ergebnis der Aufhebungsentscheidung im Widerspruch stÃ¼nde.
So liegt es hier indes nicht, denn der Beklagte hat in seinem Bescheid vom 2. Juni
2015 entgegen der Ansicht des Sozialgerichts keine eigenstÃ¤ndige Feststellung
Ã¼ber das Vorliegen eines GdB von 50 bei der KlÃ¤gerin getroffen. Angesichts der
in mehrfacher Hinsicht unglÃ¼cklichen Tenorierungspraxis des Beklagten war hier
eine Auslegung der tatsÃ¤chlich getroffenen Regelung nÃ¶tig, aber auch mÃ¶glich.
Eine solche Auslegung hat aus dem objektiven EmpfÃ¤ngerhorizont heraus unter
BerÃ¼cksichtigung der konkreten UmstÃ¤nde des jeweiligen
Verwaltungsverfahrens zu erfolgen. Nachdem die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der Geltung
eines bei ihr den GdB von 50 festsetzenden Dauerverwaltungsakts (Bescheid vom
20. April 2015) die Neufeststellung des GdB und auch die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Inanspruchnahme eines
Nachteilsausgleiches beantragt hat, zu diesem Zeitpunkt aber die
HeilungsbewÃ¤hrungsdauer fÃ¼r die zur ursprÃ¼nglichen GdB-Festsetzung
fÃ¼hrenden Erkrankung nicht abgelaufen war, musste die KlÃ¤gerin erkennen, dass
sich der PrÃ¼fungsumfang des Beklagten im Rahmen des Neufeststellungsantrages
nicht auf den GdB von 50, sondern nur auf einen hÃ¶heren GdB bezog.
Dementsprechend ist der Tenor des Bescheides vom 2. Juni 2016 dahingehend zu
verstehen, dass nicht etwa das Bestehen eines GdB von 50 positiv bestÃ¤tigt
werden sollte, sondern vielmehr das Nichtbestehen eines GdB von mehr als 50
Gegenstand der Regelung war.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Zulassung der Revision beruht auf Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG. Die grundsÃ¤tzliche
Bedeutung ergibt sich daraus, dass das Bundessozialgericht fÃ¼r die hier
entscheidungserhebliche Frage der Teilbarkeit eines rechtswidrig frÃ¼h
einsetzenden Herabsetzungsbescheides die Revision zugelassen hat (B 9 SB 7/19 R
und B 9 SB 2/20 R).

Erstellt am: 25.11.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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